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Text 

Schienennetz-Nutzungsbedingungen 

§ 59. (1) Für den Zugang zur Schieneninfrastruktur durch Zugangsberechtigte und für die 
Zurverfügungstellung sonstiger Leistungen haben Eisenbahninfrastrukturunternehmen Schienennetz-
Nutzungsbedingungen zu erstellen, in denen sie die Bedingungen festlegen, unter denen sie diesen 
Zugang einräumen und unter denen sie diese sonstigen Leistungen zur Verfügung stellen. Die 
Schienennetz-Nutzungsbedingungen sind auf dem neuesten Stand zu halten, gegenüber jedem 
Zugangsberechtigten in gleicher Weise anzuwenden und haben die wesentlichen administrativen, 
technischen und finanziellen Modalitäten, insbesondere folgendes zu enthalten: 

 1. einen Abschnitt, der die Art der Schieneninfrastruktur, die den Zugangsberechtigten zur 
Verfügung steht, und Zugangsbedingungen angibt, insbesondere 

 a) die technische Beschreibung und betrieblichen Bedingungen für den Zugang zu den einzelnen 
Strecken, Streckenteilen oder sonstigen Abschnitten der Schieneninfrastruktur; 

 b) die nicht schon in Rechtsvorschriften vorgegebenen, in betrieblichen Vorschriften des 
Eisenbahninfrastrukturunternehmens enthaltenen Anforderungen, deren Einhaltung für die und 
bei der Ausübung des Zugangs vorgeschrieben werden soll; 

 2. einen Abschnitt, der die Entgeltsätze und die Tarife darlegt und insbesondere beinhaltet 

 a) hinreichende Einzelheiten der Benützungsentgeltregelung; 

 b) ausreichende Informationen zu den Entgelten für die zur Verfügung zu stellenden sonstigen 
Leistungen, die nur von einem einzigen Anbieter erbracht werden; 

 c) ob und welche Verfahren, Regeln und gegebenenfalls Tabellen zur Durchführung des § 67 
Abs. 2 bis 4 sowie des § 69 Abs. 3 angewandt werden; 

 d) jeweilige Angaben zu beschlossenen oder vorgesehenen Entgeltänderungen; 

 3. einen Abschnitt über die Grundsätze und die Kriterien der Zuweisung von Zugtrassen; es sind 
Angaben zu den allgemeinen Kapazitätsmerkmalen der Schieneninfrastruktur, die den 
Zugangsberechtigten zur Verfügung steht, sowie zu etwaigen Nutzungseinschränkungen, 
einschließlich des zu erwartenden Kapazitätsbedarfes für Instandhaltungszwecke zu machen; 
ferner sind die Abwicklung und die Fristen des Verfahrens der Zuweisung von Zugtrassen 
anzugeben; des Weiteren sind spezifische Kriterien anzugeben, die für dieses Verfahren von 
Belang sind, insbesondere 

 a) die Verfahren für die Stellung von Begehren auf Zuweisung von Zugtrassen durch die 
Zugangsberechtigten bei der Zuweisungsstelle; 

 b) Anforderungen an Zugangsberechtigte; 
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 c) Zeitplan für die Stellung von Begehren auf Zuweisung von Zugtrassen bei der 
Zuweisungsstelle und des Zuweisungsverfahrens; 

 d) Grundsätze des Koordinierungsverfahrens; 

 e) im Fall einer Überlastung der Schieneninfrastruktur durchzuführende Verfahren und 
anzuwendende Kriterien; 

 f) Einzelheiten zur Nutzungsbeschränkung von Schieneninfrastruktur und 

 g) sonstige Bedingungen, durch die dem Grad der bisherigen Inanspruchnahme von 
Schieneninfrastruktur bei der Festlegung von Rangfolgen im Zuweisungsverfahren Rechnung 
getragen wird. 

Zusätzlich ist im Einzelnen anzugeben, welche Maßnahmen getroffen wurden, um eine angemessene 
Behandlung der Eisenbahnverkehrsleistungen im Güterverkehr, der grenzüberschreitenden 
Eisenbahnverkehrsleistungen und der Begehren auf Zuweisung von Zugtrassen, die außerhalb des 
Netzfahrplanerstellungsverfahrens gestellt werden, sicherzustellen. 

(2) Die Eisenbahninfrastrukturunternehmen haben die Schienennetz-Nutzungsbedingungen sowie 
deren Änderungen mindestens vier Monate vor Ablauf der Frist (§ 65 Abs. 3) für die Einbringung von 
Begehren auf Zuweisung von Zugtrassen unentgeltlich im Internet bereitzustellen und der Schienen-
Control GmbH innerhalb eines Monats ab Erstellung oder Änderung derselben vorzulegen. 


